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angenommen werden könnte. Vielmehr wurzeln diese Fak­
toren letztlich in den Handlungen selbst, in deren unter­
schiedlicher rechtlicher Relevanz, und werden vor allem 
von der subjektiven Seite der Handlung (z. B. ob Vorsatz 
oder Fahrlässigkeit vorliegt) beeinflußt. Sie widerspiegeln 
vom materiellen Recht erfaßtes menschliches Tun oder 
Unterlassen.

Die Untersuchungen verdeutlichen, daß in den von An­
fang an als Zivilsachen bearbeiteten Verfahren eine um­
fassende Aufklärung der subjektiven Seite der schädigen­
den Handlung, eine ausdrückliche Feststellung der Schuld 
oder Nichtschuld und eine ausreichende Begründung not­
wendig sind.

Im Strafverfahren kann auf Grund des durch die pro­
zeßrechtlichen Bestimmungen gegebenen Rahmens davon 
ausgegangen werden, daß eine Verurteilung zum Schaden­
ersatz grundsätzlich nur dann erfolgt, wenn das strafrecht­
liche Verschulden in bezug auf die dem Angeklagten zur 
Last gelegte Straftat, aus welcher der Schadenersatzan­
spruch abgeleitet wird, nachgewiesen ist. Hinzu kommt, 
daß nach bisherigen Untersuchungsergebnissen die im 
Strafverfahren geltend gemachten Schäden in großer 
Mehrheit durch vorsätzliche Straftaten, überwiegend durch 
vorsätzliche Körperverletzungen und Eigentumsdelikte, 
verursacht werden. Diese Aussage ist aus der Sicht der 
sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Prüfung der 
zivilrechtlichen Schuld als einer grundsätzlichen Voraus­
setzung der Schadenersatzpflicht von Bürgern insofern von 
entscheidender Bedeutung, als eine wesentliche inhaltliche 
Übereinstimmung des Begriffs „Vorsatz“ in den einzelnen 
Rechtszweigen kaum bestritten wird und auch nicht be­
stritten werden kann.

Werden aus dieser Sicht die Ergebnisse der Analyse 
von Strafverfahren betrachtet, in denen zugleich über 
einen Schadenersatzanspruch zu entscheiden war, ist u. E. 
überwiegend nicht zu beanstanden, daß eine besondere 
Beweiserhebung zu den zivilrechtlichen Ansprüchen in der 
Regel nicht vorgenommen wurde. In derartigen Fällen 
kann nach bisherigen Erkenntnissen davon ausgegangen 
werden, daß sich die zur Begründung der Schadenersatz­
entscheidung erforderlichen Tatsachen aus den strafrecht­
lichen Sachverhaltsfeststellungen des Urteils ergeben.

Das bedeutet jedoch nicht, daß damit die Notwendig­
keit einer Begründung entfällt. Zumindest muß gemäß 
Ziff. 2.6. der OG-Richtlinie vom 14. September 1978 in je­
dem Fall nachgewiesen werden, worin die Verletzung der 
zutreffenden Schadenersatznorm besteht. Und es kann 
u. E. die erzieherische Wirksamkeit des gesamten Verfah­
rens nur verstärken, wenn ausdrücklich auch auf das Vor­
liegen der Schuld hinsichtlich der die Ersatzpflicht begrün­
denden Schadenszufügung im Sinne des Zivilrechts hinge­
wiesen wird. Regelrecht falsch wäre etwa eine Formulie­
rung wie: „Der Angeklagte ist strafrechtlich voll verant­
wortlich. Er hat, wie die Beweisaufnahme ergab, vorsätz­
lich die Gesundheit eines Menschen geschädigt ... Auch 
zivilrechtlich war der Angeklagte zum vollen Schaden­
ersatz in Höhe von ... zu verurteilen. Er konnte gemäß 
§ 333 ZGB nicht nachweisen, daß er nicht schuldhaft ge­
handelt hat“

Für die Fälle der aus strafrechtlicher Sicht fahrlässigen 
Handlungen wird die Hypothese aufgestellt daß der Nach­
weis der strafrechtlichen Schuld die Feststellung der zivil- 
rechtlichen Fahrlässigkeit regelmäßig einschließt, geson­
derte Beweiserhebungen u. ä. also grundsätzlich ebenfalls 
nicht notwendig sind. Dieser Hypothese liegen erste Über­
legungen zu den konkreten Gemeinsamkeiten und Unter­
schieden der Ausgestaltung der Fahrlässigkeit im Zivil- 
recht und im Strafrecht zugrunde, die in einem eigenstän­
digen Artikel zur Diskussion gestellt werden sollen.

Auch hier ist nochmals zu betonen, daß damit nicht von 
der Forderung abgegangen wird, dem Schädiger ausdrück­
lich deutlich zu machen, daß er auch im zivilrechtlichen 
Sinne schuldhaft gehandelt und deshalb neben Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zugleich auch 
die zivilrechtliche Sanktion zu erwarten hat. Das muß sich 
u. E. auch im Urteil entsprechend niederschlagen.

Die Richtigkeit der zur Feststellung der zivilrechtlichen 
Schuld im Strafverfahren aufgestellten Hypothesen vor­
ausgesetzt, ist grundsätzlich zugleich eine Antwort auf die 
Frage hinsichtlich der zur Feststellung der Höhe des Scha­
dens verwiesenen Verfahren gegeben. Über den Grund

des Anspruchs ist bereits im Strafverfahren entschieden 
worden. An diese Entscheidung sind die zuständigen Zivil­
kammern gebunden und gemäß Ziff. 2.6. der OG-Richtlinie 
vom 14. September 1978 auch an die Feststellungen zu einer 
zivilrechtlichen Mitverantwortlichkeit des Geschädigten, so­
fern sie im Strafverfahren getroffen wurden.

Soweit in an die Zivilkammer verwiesenen Verfahren 
Fragen der Schuld des Rechtsverletzers zu klären sind, be­
trifft dies also in erster Linie den Umfang der Schuld des 
Verklagten und nicht das Vorliegen der Schuld an sich. 
Das gilt sowohl für die ausgesprochene Mitverantwortlich­
keit des Geschädigten als auch für die Verantwortlichkeit 
mehrerer Schädiger.

Für diejenigen Zivilverfahren, in denen Geschädigte 
nach Abweisung des Schadenersatzantrags im Strafverfah­
ren wegen Freispruchs des Angeklagten oder nach Einstel­
lung des Strafverfahrens ihre Ansprüche erneut geltend 
machen, gelten hinsichtlich der Klärung der Schuldfrage 
prinzipiell die gleichen Anforderungen wie für die von 
Anfang an als Zivilsachen bearbeiteten Verfahren.

Insbesondere hier wird deutlich, daß die zur Diskussion 
gestellten Faktoren bzw. Kriterien für die unterschied­
lichen Anforderungen an die Schuldfeststellung nicht le­
diglich prozeßrechtlicher Natur sind, sondern vom mate­
riellen Recht erfaßtes Tun oder Unterlassen widerspiegeln. 
Die in einem „nachfolgenden“ Zivilverfahren zu bewer­
tenden Handlungen waren zunächst Gegenstand von Straf­
verfahren gewesen; aus verschiedenen Gründen aber ist 
auf sie nicht mit Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit zu reagieren.

Die mit dem Verschulden gemäß § 333 ZGB und seiner 
Feststellung unmittelbar und mittelbar zusammenhängen­
den Probleme können deshalb teilweise anders gelagert 
sein als in einem „reinen“ Zivilverfahren, und zwar inso­
fern, als hier die Frage nach den Gründen und konkreten 
Faktoren einer möglicherweise unterschiedlichen Betrach­
tung eines Sachverhalts aus zivil- und strafrechtlicher 
Sicht praktische Relevanz erlangen kann.

Als ein Ergebnis der Untersuchungen zeigt sich schon 
jetzt, daß Probleme des Verschuldens nicht von anderen 
Tatbestandsmerkmalen isoliert werden können. Das wird 
bereits an der Frage deutlich, worauf sich das Verschulden 
erstreckt und welche Tatbestandsmerkmale es erfassen 
muß. Die weitere Erforschung der Schuldproblematik 
macht die Notwendigkeit deutlich, sich künftig intensiver 
mit den Beziehungen zwischen der Schuld und den übri­
gen Voraussetzungen der Schadenersatzpflicht zu beschäf­
tigen. Das gilt insbesondere für das Verhältnis von Schuld 
und Kausalität. 1
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